
Verhältnisse zu. Ihre weitere Entwicklung und recht­
liche Ausgestaltung machen es m. E. notwendig, die Zu­
ständigkeit der Gerichte grundsätzlich in dem Umfang 
anzustreben, wie diese Zuständigkeit durch das KE- 
MSt für die delegierten Genossenschaftsmitglieder und 
Arbeiter gegeben ist.
Es sollte m. E. geprüft werden, ob die staatlichen Ge­
richte künftig zuständig sein sollten für
— Streitigkeiten über Disziplinarmaßnahmen mit ma­

terieller Sanktion,
— Streitigkeiten über Ansprüche, bei denen vermögens­

rechtliche und nichtvermögensrechtliche Beziehungen 
untrennbar miteinander verbunden sind bzw. bei 
denen diese Beziehungen nicht unterschieden werden 
können,

— die umfassende Überprüfung der Beschlüsse der Mit­
gliederversammlung auf ihr statutengemäßes Zu­
standekommen, soweit sie die Grundlage für gericht­
liche Entscheidungen sein müssen-./16/

In diesem Zusammenhang sollte weiter geklärt werden, 
ob es weiterhin vertretbar ist, die genossenschaftlichen 
Arbeitsverhältnisse nach vermögensrechtlichen und 
nichtvermögensrechtlichen Beziehungen zu systemati­
sieren, und inwieweit durch die ausschließliche Zu­
ständigkeit der Mitgliederversammlung (z. B. Ziff. 57 
LPG-MSt III) die Zuständigkeit der Gerichte nach § 28 
LPG-Gesetz eingeschränkt wird.

Zu den Fragen, die einer eingehenden Überprüfung be­
dürfen, gehört schließlich auch, ob die Kammern bzw. 
Senate für Arbeitsrechtssachen nur die Arbeitsstreitig­
keiten der in kooperative Einrichtungen delegierten 
LPG-Mitglieder oder auch die Arbeitsstreitigkeiten der 
in den LPGs arbeitenden Mitglieder beraten und ent­
scheiden sollten. Die Zweckmäßigkeit und die damit 
verbundenen Vorteile liegen auf der Hand. Eine 
solche Festlegung würde u. a. eine richtige komplexe 
Betrachtung der Arbeitsverhältnisse in der Landwirt­
schaft und eine einheitliche Rechtsprechung erleich­
tern. Sie würde dem Zusammenwirken von Arbeitskol­
lektiven und einzelnen Beschäftigten der kooperativen 
Einrichtungen und der LPGs sowie der weiteren An­
näherung der Arbeitsverhältnisse besser gerecht wer­
den.

Zur Tätigkeit gesellschaftlicher Gerichte in den LPGs

Für die Tätigkeit von gesellschaftlichen Gerichten sind 
in einigen LPGs günstige Voraussetzungen vorhanden. 
Mit der weiteren Rechtsentwicklung werden ihre Wir­
kungsmöglichkeiten erweitert. Damit entsteht die Frage, 
ob nicht künftig in größerem Maße gesellschaftliche 
Gerichte in den LPGs gebildet werden sollten, da diese 
einen wichtigen Beitrag für eine hohe Wirksamkeit des 
sozialistischen Rechts leisten können. Aus dem bishe­
rigen Wirken der Schiedskommissionen in den LPGs, 
der Art und Weise der Klärung und Entscheidung von 
Rechtskonflikten durch die Vorstände und Mit­
gliederversammlungen sowie aus den gewonnenen 
Erfahrungen über die Tätigkeit der Konfliktkommissio­
nen in den VEGs können wichtige Schlußfolgerungen 
gezogen werden. So wird es z. B. erforderlich werden, 
die Befugnisse der gesellschaftlichen Gerichte von de­
nen der Mitgliederversammlung exakt abzugrenzen und 
ihren Zuständigkeitsbereich genau zu bestimmen. Die 
Bildung neuer gesellschaftlicher Gerichte in den LPGs 
kann daher nur als langfristige Aufgabe der zuständi­
gen staatlichen Organe verwirklicht werden.

fl6l Eine Begründung hierfür geben bereits Rohde / Puls in: 
LPG-Recht, Lehrmaterial für das Fernstudium der Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität 1971, S. 175.

Zur Bedeutung der Konfliktkommissionen 
in den kooperativen Einrichtungen
Für die Rechtsverwirklichung in den kooperativen Ein­
richtungen, die auf der Grundlage des Musterstatuts 
vom 1. November 1972 arbeiten, haben die nach Ziff. 21 
Abs. 3 dieses Musterstatuts zu bildenden Konfliktkom­
missionen große Bedeutung. Sie sind für alle Beschäf­
tigten — für Arbeiter und Genossenschaftsmitglieder — 
zuständig. Mit ihrer Tätigkeit tragen sie dazu bei, die 
sozialistische Demokratie in der sozialistischen Land­
wirtschaft weiterzuentwickeln. Sie leisten einen wichti­
gen Beitrag für die Förderung sozialistischer Beziehun­
gen in dieser neuen sozialen Gemeinschaft, für die 
Festigung der Ordnung und Disziplin sowie für die Be­
seitigung der Ursachen und Bedingungen von Rechts- 
streitigkeiten und Rechtsverletzungen.
Ziff. 21 KE-MSt entspricht den neuen gesellschaftlichen 
Verhältnissen in diesen kooperativen Einrichtungen. Die 
Bildung von Konfliktkommissionen ist vor allem aus 
folgenden Gründen erforderlich:
1. In den Brigaden und Arbeitsgruppen der kooperati­
ven Einrichtungen arbeiten Arbeiter und Genossen­
schaftsmitglieder kameradschaftlich zusammen und ent­
wickeln dabei sozialistische Kollektivbeziehungen. Es 
bestehen grundsätzlich einheitliche rechtliche Anforde­
rungen in bezug auf die Lösung der Arbeitsaufgaben 
und hinsichtlich der Mitwirkung an der Leitung. Glei­
che Rechte und Pflichten von Beschäftigten eines sozia­
listischen Arbeitskollektivs in einem Betrieb erfordern 
einheitliche Wege für den Schutz der Rechte, die Ein­
haltung der Pflichten und die Klärung von Rechtskon­
flikten zwischen den Beschäftigten und der kooperati­
ven Einrichtung.

2. Mit der Verwirklichung industriemäßiger Produk­
tionsmethoden und der Durchsetzung entsprechender 
Leitungsprinzipien, der Bildung von spezifischen Lei­
tungsorganen (Leiter, Rat) und Formen der Mitwirkung 
aller Beschäftigten an der Leitung dieser kooperativen 
Einrichtungen entsteht die rechtspolitische Notwendig­
keit, ein gesellschaftliches Kollektivorgan zu bilden, das 
spezifische Aufgaben bei der Erziehung und Selbster­
ziehung der Kollektivmitglieder wahmimmt, sachkun­
dig und verbindlich einen bestimmten Kreis von Rechts­
streitigkeiten löst und zugleich fest in das sozialistische 
Gerichtssystem integriert ist.

Zusammenwirken von Leitung, Gewerkschaft 
und Justizorganen zur Unterstützung 
der Konfliktkommissionen

Die Konfliktkommissionen können ihrer Verantwor­
tung nur dann gerecht werden, wenn zwei entschei­
dende Faktoren beachtet werden:
1. Die Lösung der Rechtskonflikte und die Überwin­
dung ihrer Ursachen und Bedingungen kann den Kon­
fliktkommissionen nicht allein überlassen werden. Der 
Leiter der kooperativen Einrichtung trägt eine hohe 
Verantwortung für die Einhaltung des Rechts und die 
Verwirklichung der Rechte und Pflichten durch die Be­
schäftigten. Diese Verantwortung wird ihm durch die 
Konfliktkommission nicht abgenommen. Aufgabe der 
Gewerkschaft wird es sein, die verantwortlichen Leiter 
dazu anzuhalten, die Gesetzlichkeit zu festigen sowie die 
Ordnung und Disziplin zu sichern. Sie üben auch in den 
kooperativen Einrichtungen eine wirksame gesellschaft­
liche Kontrolle über die Einhaltung des Rechts aus.
2. Gute Arbeitergebnisse können die Konfliktkommis­
sionen nur dann erreichen, wenn sie umfassend ange­
leitet und unterstützt werden. Hierzu gehören die Qua­
lifizierung der Konfliktkommissionsmitglieder durch die 
Gewerkschaft, die Ausnutzung der Erfahrungen der
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